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1

EINLEITUNG

Ist es diskriminierend, von Frauen beim Friseur oder in der Wäscherei höhere 

Preise zu verlangen; gegenüber Männern, Frauen in der Diskothek einen 

„Frauenrabatt“ einzuräumen; Ausländern, Frauen oder Behinderten höhere 

Versicherungsprämien aufzuerlegen oder sich zu weigern, Behinderte oder 

ausländisch aussehenden Personen in einem Restaurant zu bewirten? Ist die 

Weigerung, einem Araber eine Wohnung zu vermieten, eine Diskriminierung oder 

eine Maßnahme, die aufgrund der „Gefahr“, es könnte sich um einen Terroristen 

handeln, gerechtfertigt? Liegt eine Diskriminierung vor, wenn ein Vermieter 

seinen Mietern generell Untervermietung gestattet, nicht aber solchen, die er für 

Angehörige einer ethnischen Minderheit hält?  

Die sich mit diesem Fragenkreis beschäftigende Literatur hat diese Fragen 

überwiegend bejaht, und versucht, durch die Generalklauseln des Zivilrechts zu 

diesem Ergebnis zu gelangen1. Es hat sich jedoch gezeigt, dass diese Konstruktion 

nicht dazu geeignet ist, auf das Verhalten von Bürgern einzuwirken, die Vorbehalte 

gegen bestimmte gesellschaftliche Minderheiten haben. Das wird schon dadurch 

bestätigt, dass es trotz wiederholter Vorkommnisse kaum Gerichtsentscheidungen 

zum Thema gesellschaftlicher Diskriminierung gibt.  

Im Gegensatz zu den USA, die seit dem Sezessionskrieg (1861-65) erste 

Antidiskriminierungsregeln vorweisen kann und seit den 60er Jahren des 20. 

Jahrhunderts ein umfassendes Antidiskriminierungsrecht besitzt, ist in der 

Bundesrepublik die Kontroverse über ein nicht nur auf Frauen beschränktes, 
                                         
1 Salzwedel, Festschrift Jahrreiss, 1964, S. 347ff.; Otto, Personale Freiheit und soziale Bindung, 

1978, S. 139ff.; Nickel, Gleichheit und Differenz, 1998, S. 129ff.; Schiek, Differenzierte 

Gerechtigkeit, 2000, S. 113ff. 
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umfassendes Gesetz gegen Diskriminierungen im privatrechtlichen Bereich erst in 

Gang gekommen, als es nach der Wiedervereinigung vermehrt zu 

fremdenfeindliche Anschlägen kam. So legten verschiedene Bundestagsfraktionen 

Mitte der 90er Jahre Gesetzentwürfe vor2, die trotz ihrer Unterschiedlichkeit 

gemeinsam haben, dass sie ein vertragsrechtliches Diskriminierungsverbot 

vorsehen. Die von CDU/CSU geführte Bundesregierung stand einer 

entsprechenden Ausweitung des Antidiskriminierungsrechtes aber ablehnend 

gegenüber, mit der Begründung, durch Art. 3 Abs. 3 GG i.V.m. den 

Generalklauseln des Zivilrechts und den bestehenden strafrechtlichen Regelungen 

sei ausreichender Schutz gewährleistet3.

Ob diese Position so weiterhin vertreten werden kann, erscheint mehr als 

zweifelhaft angesichts neuer europarechtlicher Vorgaben. Der Grund ist, dass die 

Gemeinschaftsorgane den durch den Vertrag von Amsterdam in den EG-Vertrag 

eingeführten Art. 13 dazu genutzt haben, zwei Antidiskriminierungsrichtlinien zu 

verabschieden, die anspruchsvolle Mindestanforderungen an den 

Diskriminierungsschutz der Mitgliedstaaten stellen: Es handelt sich um die 

Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 

                                         
2 Gesetzentwurf der PDS-Gruppe für ein Gesetz gegen Rassismus und die Diskriminierung 

ausländischer Bürger und Bürgerinnen (Antirassismusgesetz), BT-Drs. 13/1466 vom 19.5. 1995, 

abgelehnt vom Deutschen Bundestag am 27. 2. 1997 (Plenarprotokoll 13/160 vom 27. 2. 1997, S. 

14883); Gesetzentwurf der SPD-Fraktion für ein Gesetz zur Durchsetzung des 

Gleichbehandlungsgebotes des Artikel 3 Grundgesetz (Gleichbehandlungsgesetz), BT-Drs. 

13/10081 vom 9. 3. 1998; Gesetzentwurf der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen für ein 

Gesetz zum Schutz vor Diskriminierungen und zur Stärkung von Minderheitenrechten 

(Antidiskriminierungs- und Minderheitenrechtsgesetz), BT-Drs. 13/9706 vom 20. 1. 1998. 
3 14. Bericht der Bundesregierung an den United Nations High Commissioner (UNHC) for 

Human Rights, UN-Dokument CERD/C/299/Add. vom 21. 10. 1996, Ziff. 2, 72ff., 88, 126ff.; 

Bundesregierung , BT-Drs. 13/5065 (= ZAR 1996, S. 195ff., 199) als Antwort auf die Große 

Anfrage u. a. der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (BT - Drs. 13/2990). 
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Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf4 und die hier 

vor allem interessierende Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 

Herkunft5, die erstmalig den europäischen Diskriminierungsschutz über das 

Arbeitsrecht hinaus auf öffentlich angebotene Güter und Dienstleistungen 

ausweitet.  

Inwieweit der deutsche Gesetzgeber die das allgemeine Zivilrecht betreffenden 

Antidiskriminierungsbestimmungen wird umsetzen müssen, wird Bestandteil des 

zweiten Teils der Arbeit sein. Dabei wird auch besonderes Augenmerk auf das 

Antidiskriminierungsrecht der USA zu richten sein. Dieses ist nicht nur Vorbild für 

die Antidiskriminierungsgesetzgebung vieler Länder aus dem anglo-

amerikanischen Rechtsraum, sondern offensichtlich auch für den europäischen 

Gesetzgeber geworden. Das liegt nicht zuletzt an den umfangreichen Erfahrungen, 

die die USA mit ihrer Antidiskriminierungsgesetzgebung gemacht hat.  

Selbst der umfangreichste materiell-rechtliche Schutz kann aber nicht die 

Effektivität  von Diskriminierungsschutz garantieren. Grund ist ein System der 

Rechtsdurchsetzung, das allein auf die Initiative der individuell Betroffenen 

abstellt und keine aktive Unterstützung durch Bürgerrechtsverbände oder staatliche 

Stellen vorsieht. Die Arbeit soll in ihrem dritten Teil dieser Problematik nachgehen 

und untersuchen, inwiefern eine Verbesserung des Diskriminierungsschutzes durch 

traditionelle Klageformen, die Einräumung von Klagerechten für private Verbände 

oder eine Gruppenklage US-amerikanischen Rechts erreicht werden kann.     

                                         
4 Richtlinie des Rates vom 27. November 2000, ABl. L303/16. Umsetzung bis zum 2. Dezember 

2003, Art. 18. 
5 Richtlinie des Rates vom 29. Juni 2000, ABl. L180/22. Die Umsetzung der Richtlinie hatte bis 

zum 19. Juli 2003 zu erfolgen, vgl. den Art. 16 der Richtlinie. 
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Zunächst soll aber im ersten Teil der Arbeit versucht werden, eine Annäherung an 

den vertragsrechtlichen Diskriminierungsbegriff zu finden. Dazu muss zunächst 

aufgezeigt werden, welches Gleichheitskonzept Gegenstand der Arbeit sein soll. 

Dann soll ein Überblick über das US-amerikanische Antidiskriminierungsrecht und 

dessen „Diskriminierungsverständnis“ erfolgen und schließlich auch ein konkreter 

Blick auf den bisher geltenden vertragsrechtlichen Diskriminierungsbegriff der 

Bundesrepublik geworfen werden. Dabei soll das von Art. 3 Abs. 3 GG geschützte 

Diskriminierungsverbot mit der von Art. 2 Abs. 1 GG geschützen Vertragsfreiheit 

unter Berücksichtigung der Drittwirkungsproblematik von Grundrechten 

abgewogen werden. Zudem soll ein kurzer Blick auf den völkerrechtlichen 

Aussagegehalt geworfen werden. 


